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TOP 3:  Tagesordnung der 1042. Sitzung des Bundesrates am 22. März 2024 
 

 

Das Abstimmungsverhalten des Landes wird im Anschluss an die Plenarsitzung auf der 
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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1042. Sitzung des Bun-
desrates am Freitag, 22. März 20241: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 2/2024 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
 
1. Wahl der Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit, Integration und Sozialpolitik 

gemäß § 12 Absatz 3 GO BR 
Drucksache 111/24 
 

Zustimmung zur Wahl. 
 
 

2. Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie Steuer-
vereinfachung und Steuerfairness (Wachstumschancengesetz) 

gemäß Artikel 105 Absatz 3,  
Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG 
Drucksache 87/24 
Drucksache 588/3/23 
 

Zustimmung zum Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss vorgeschlagenen Fassung. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag (Entschließung) in Drucksache 588/3/23. 

 
 

  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



 
3. Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2118 im Hinblick auf die Kraftfahrzeug-

Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der entsprechenden Versicherungspflicht und 
zur Änderung anderer versicherungsrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 i.V.m. 
Artikel 106 Absatz 2 Nummer 1,  
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 GG 
Drucksache 90/24 
 

Zustimmung zum Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss vorgeschlagenen Fassung. 
 
 

4. Gesetz zur Förderung der Qualität der stationären Versorgung durch Transparenz  
(Krankenhaustransparenzgesetz) 

gemäß Artikel 77 Absatz 3 GG 
Drucksache 113/24 
Drucksache 541/1/23 
 

Keine Zustimmung zum Plenarantrag (Einspruch) in Drucksache 113/1/24. 
Keine Zustimmung zur Entschließung in Ziffer 3 der Empfehlungsdrucksache 541/1/23. 

 
 

5. Zweites Haushaltsfinanzierungsgesetz 2024 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 91/24 
Drucksache 91/1/24 
 

Keine Zustimmung zur VA-Anrufung allgemein (Vorfrage). 
Keine Zustimmung zu Ziffern 1 (VA-Anrufung) und 3 (Entschließung) der Empfehlungs-
drucksache 91/1/24. 
Keine Zustimmung zu den Plenaranträgen in Drucksache 91/2/24 (Entschließung) und 
91/3/24 (VA-Anrufung). 

 
 

6. Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Cannabisgesetz - CanG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 92/24 
Drucksache 92/1/24 
 

Keine Zustimmung zur VA-Anrufung allgemein (Vorfrage) und zu den Einzelanrufungs-
gründen in Drs. 92/1/24 und 92/2/24. 

 
  



 
7. Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften zur Digita-

lisierung der Verwaltung (OZG-Änderungsgesetz - OZGÄndG) 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6,  
Artikel 85 Absatz 1 Satz 1,  
Artikel 91c Absatz 4 Satz 2 und  
Absatz 5 GG 
Drucksache 93/24 
Drucksache 93/1/24 
 

Keine Zustimmung zur VA-Anrufung gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 
93/1/24. 
Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 2 sowie zu Ziffern 3 – 6 (Begeleitentschließung). 

 
 

8. Zehntes Gesetz zur Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes - Einführung 
des elektronischen Rechtsverkehrs mit dem Bundesverfassungsgericht 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 94/24 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 
 

9. Viertes Gesetz zur Änderung des Bundesschienenwegeausbaugesetzes 

gemäß Artikel 87e Absatz 5 Satz 1  
i.V.m. Artikel 87e Absatz 4 GG 
Drucksache 95/24 
zu Drucksache 95/24 
Drucksache 95/1/24 
 

Zustimmung zur VA-Anrufung allgemein (Vorfrage). 
Keine Zustimmung zum Anrufungsgrund in Empfehlungsdrucksache 95/1/24. 
Zustimmung zum Plenarantrag (VA-Anrufung) in Drs. 95/2/24. 

 
 

10. b) Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Beschaffenheit und die Aus-
zeichnung der Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 621/23 
Drucksache 621/1/23 
 

Zustimmung zur Verordnung gemäß Empfehlungsdrucksache 621/1/23 Buchstabe A 
ohne die Ziffern 1, 6 bis 8, 10 Buchst. a) und 11. Zustimmung zur Begleitentschließung 
gemäß Buchstabe B ohne Ziffer 15. 

  



 
12. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 637/23 
Drucksache 637/1/23 
 

Keine Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Empfehlungs-
drucksache 637/1/23. 

 
 

13. a) Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 28/24 
Drucksache 28/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Empfehlungs-
drucksache 28/1/24. 

 
 

13. b) Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Beschleunigung der Asylgerichtsverfahren und 
Asylverfahren 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 29/24 
Drucksache 29/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Empfehlungs-
drucksache 29/1/24. 

 
 

13. c) Entschließung des Bundesrates zur Reform des Asylrechts 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 30/24 
Drucksache 30/1/24 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
30/1/24. 

 
  



 
13. d) Entschließung des Bundesrates „Zurückweisungen an der Binnengrenze“ 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 31/24 
Drucksache 31/1/24 
 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
31/1/24. 

 
 

13. e) Entschließung des Bundesrates „Zentrale Bundesausreisezentren an den großen Flug-
häfen“ 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 32/24 
Drucksache 32/1/24 
 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
32/1/24. 

 
 

13. f) Entschließung des Bundesrates zur Einstufung weiterer Staaten als sichere Herkunfts-
staaten 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 33/24 
Drucksache 33/1/24 
 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
33/1/24. 

 
 

13. g) Entschließung des Bundesrates „Deutschland braucht eine realistische Integrations-
grenze“ 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 34/24 
Drucksache 34/1/24 
 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
34/1/24. 

 
  



 
14. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 

und die Zwangsverwaltung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Niedersachsen 
Drucksache 48/24 
Drucksache 48/1/24 
 

Der Tagesordnungspunkt wurde abgesetzt. 
 
 

15. Entschließung des Bundesrates zum erleichterten Zugang zu Lohnersatzleistungen für 
das Baugewerbe 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 101/24 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zum Fassen der Entschließung. 
 

 
 

17. Entschließung des Bundesrates „Mutterschutz muss auch für Selbständige gelten“ 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 109/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

18. Entschließung des Bundesrates „Umsetzung eines Klimageldes zur Entlastung von  
Privatpersonen von steigenden CO2-Preisen“ 

Antrag der Länder Bremen und  
Mecklenburg-Vorpommern,  
Thüringen 
Drucksache 38/24 
Drucksache 38/1/24 
 

Zustimmung zur Maßgabe in Ziffer 2 der Empfehlungsdrucksache 38/1/24. Keine 
Zustimmung zu den Ziffern 1, 3, 4 und in der Schlussabstimmung. 

 
  



 
19. Entschließung des Bundesrates für eine steuer- und wirtschaftspolitische Agenda 

2030 für Deutschland 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 110/24 
 

Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zum Fassen der Entschließung. 
Ausschusszuweisung. 

 
 

20. Entschließung des Bundesrates „Verbesserung der Arzneimittelversorgung“ 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, 
Bayern und Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m.  
§ 15 Absatz 1 und  
§ 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 103/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

21. Entschließung des Bundesrates: Aberkennung der Staatsangehörigkeit für antisemiti-
sche Straftäter und Hetzer 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 35/24 
Drucksache 35/1/24 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
35/1/24. 

 
 

22. Entschließung des Bundesrates: Rahmenbedingungen für die Umsetzung der Ausbau-
ziele für Windenergie auf See optimieren 

Antrag der Länder Niedersachsen,  
Bremen und Mecklenburg- 
Vorpommern 
Drucksache 49/24 
Drucksache 49/1/24 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 
39/1/24. 

  



 
24. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schwangerschaftskonfliktgeset-

zes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 71/24 
Drucksache 71/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 71/1/24. 
 
 

25. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 72/24 
Drucksache 72/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 72/1/24 ohne die 
Ziffern 12 und 18. 

 
 

26. Entwurf eines Berufsbildungsvalidierungs- und -digitalisierungsgesetzes (BVaDiG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 73/24 
Drucksache 73/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 73/1/24 ohne die 
Ziffern 1, 2, 4, 5, 7 bis 9, 18, 24 und 28 bis 30. 

 
27. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Mindeststrafen des § 184b Absatz 1 Satz 1 

und Absatz 3 des Strafgesetzbuches - Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderporno-
graphischer Inhalte 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 74/24 
 

Zustimmung zu keine Einwendungen. 
 

  



 
31. Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 

über einen Mechanismus zur Überwindung rechtlicher und administrativer Hinder-
nisse in einem grenzübergreifenden Kontext 
COM(2023) 790 final; Ratsdok. 16805/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 46/24 
zu Drucksache 46/24 
Drucksache 46/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 46/1/24 ohne die 
Ziffern 4, 6, 8, 10 und 11. 

 
 

32. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie (EU) 2015/2302 zur wirksameren Gestaltung des Schutzes von Reisen-
den und zur Vereinfachung und Klarstellung bestimmter Aspekte der Richtlinie 
COM(2023) 905 final; Ratsdok. 16338/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 24/24 
zu Drucksache 24/24 
Drucksache 24/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 24/1/24. 
Zustimmung zur Kenntnisnahme gemäß Ziffer 5. 

 
 

33. b) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung 
von Mindestvorschriften zur Verhinderung und Bekämpfung der Beihilfe zur unerlaub-
ten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt in der Union sowie zur Erset-
zung der Richtlinie 2002/90/EG des Rates und des Rahmenbeschlusses 2002/946/JI des 
Rates 
COM(2023) 755 final; Ratsdok. 16149/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 37/24 
zu Drucksache 37/24 
Drucksache 37/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 37/1/24. 
 

  



 
34. a) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung 

harmonisierter Anforderungen im Binnenmarkt an die Transparenz der Interessenver-
tretung im Auftrag von Drittländern und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 
COM(2023) 637 final; Ratsdok. 16889/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 36/24 
zu Drucksache 36/24 
Drucksache 36/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 36/1/24 ohne die 
Ziffern 5, 7, 9, 11 bis 15 und 19. 

 
 

34. b) Empfehlung der Kommission vom 12.12.2023 zur Förderung der Mitwirkung und der wirk-
samen Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern und Organisationen der Zivilgesell-
schaft an politischen Entscheidungsprozessen 
C(2023) 8627 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 98/24 
Drucksache 98/1/24 

in Verbindung mit  
 
34. c) Empfehlung der Kommission vom 12.12.2023 für inklusive und stabile Wahlverfahren 

in der Union und für die Stärkung des europäischen Charakters und eine effiziente Durch-
führung der Wahlen zum Europäischen Parlament 
C(2023) 8626 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 99/24 
Drucksache 98/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 98/1/24. 
 
 

35. Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat Kein Platz für Hass: 
ein Europa, das geeint gegen Hass steht  
JOIN(2023) 51 final, Ratsdok. 16681/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 41/24 
Drucksache 41/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 41/1/24. 
  



 
36. a) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Fahr- 

bzw. Fluggastrechte im Zusammenhang mit multimodalen Reisen 
COM(2023) 752 final; Ratsdok. 16307/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 25/24 
zu Drucksache 25/24 
Drucksache 25/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 25/1/24 ohne die 
Ziffern 7 und 8. 

 
 

38. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das 
Wohlergehen von Hunden und Katzen und ihre Rückverfolgbarkeit 
COM(2023) 769 final; Ratsdok. 16406/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 26/24 
zu Drucksache 26/24 
Drucksache 26/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 26/1/24. 
 
 

42. Zweiundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Bedarfsgegenständeverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 62/24 
Drucksache 62/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung gemäß Empfehlungsdrucksache 62/1/24. 
 
 

43. Verordnung zur Durchführung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik geltenden 
Ausnahmeregelung hinsichtlich der Anwendung des Standards Nummer 8 für den guten 
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand für das Antragsjahr 2024 (Zweite GAP-
Ausnahme-Verordnung - 2. GAPAusnV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 112/24 
Drucksache 112/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung gemäß Empfehlungsdrucksache 112/1/24 und in der 
Schlussabstimmung. 

 
  



 
47. Verordnung zur Aktualisierung von Dokumentenmustern im Pass-, Ausweis- und aus-

länderrechtlichen Dokumentenwesen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 66/24 
 

Zustimmung zum Plenarantrag (Maßgabe) in Drucksache 66/1/24. 
Zustimmung zur Verordnung. 

 
 

49. Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung und zur Änderung der Strahlen-
schutzverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 13/24 
Drucksache 13/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gemäß Empfehlungsdrucksache 13/1/24 
ohne die Ziffern 9, 11, 15 und 18. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 13/2/24. 

 
 

55. Entschließung des Bundesrates „Umfassende Stärkung des Bevölkerungsschutzes 
durch Bund und Länder“ 

Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 135/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

56. Entschließung des Bundesrates „Eine starke und sinnvoll flankierte Kraftwerksstrategie 
für eine versorgungssichere Energiewende“ 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 120/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 

  



 
57. Entschließung des Bundesrates für den netzdienlichen Aufbau von Wasserstofferzeu-

gungskapazitäten aus erneuerbaren Quellen in Deutschland 

Antrag der Länder Brandenburg,  
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 121/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

58. Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung von § 14 Absatz 1 
des Forschungszulagengesetzes 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 122/24 
 

Zustimmung zur Verordnung. 
 
 

60. Entschließung des Bundesrates: Bioenergie stärken und für den Klimaschutz nutzen 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 138/24 
 

Ausschusszuweisung.



Umdruck 2/2024 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1042. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 22. März 2024, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 8, 10a, 11, 16, 23, 28 bis 30, 33a, 36b, 37, 39 bis 41, 44 bis 48, 50 bis 
54, 59 und 61 bis 63 der Tagesordnung der 1042. Sitzung des Bundesrates am Freitag, 
dem 22. März 2024, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und 
Vorschlägen beschließen:2 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen: 

8. Zehntes Gesetz zur Änderung des Bundesverfassungsgerichts-gesetzes - Einführung 
des elektronischen Rechtsverkehrs mit dem Bundesverfassungsgericht 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 94/24 
Ausschussbeteiligung - R - 

11. Zweites Gesetz zur Änderung des DWD-Gesetzes sowie zur Änderung handelsrechtli-
cher Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 97/24 
Ausschussbeteiligung - Vk - Wi - 

                                                           
2 Die TOPs 8 und 47 wurden herausgenommen. 



II. 

Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen 
und die in der zitierten Empfehlungsdrucksache angeführte Entschließung zu fassen: 

10. a) Erstes Gesetz zur Änderung des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 96/24 
Drucksache 96/1/243 
Ausschussbeteiligung - Vk - U - 

III. 

Die Entschließung zu fassen: 

16. Entschließung des Bundesrates zur Erhöhung der Gräberpauschalen 

Antrag des Freistaates Sachsen 
Drucksache 53/24 
Ausschussbeteiligung - FS - Fz - In - 

IV. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben: 

23. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des  
GAP-Konditionalitäten-Gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 70/24 
Ausschussbeteiligung - AV - AIS - R - 

                                                           
3-U empfiehlt Nichtanrufung und keine Entschließung. 



28. Entwurf eines Gesetzes zur Anwendung des Mehrseitigen Übereinkommens vom  
24. November 2016 und zu weiteren Maßnahmen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 75/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - Wi - 

29. Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. Juli 2023 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Französischen Republik über 
die grenzüberschreitende Berufsausbildung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 76/24 
Ausschussbeteiligung - K - 

V. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben oder ihnen nach Maßgabe der Emp-
fehlungen zuzustimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache wiedergege-
ben sind: 

30. Vorschlag für eine Empfehlung des Rates "Europa in Bewegung" - Lernmobilität für alle 
COM(2023) 719 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 643/23 
Drucksache 643/1/234 
Ausschussbeteiligung - EU - AIS - FJ - 

- In - K - Wi - 

                                                           
4-AIS, FJ, In und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 



33. a) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ver-
stärkung der polizeilichen Zusammenarbeit bei der Verhütung, Aufdeckung und Un-
tersuchung der Schleuser-kriminalität und des Menschenhandels und zur Verstär-
kung der Unterstützung von Europol bei der Verhütung und Bekämpfung solcher Straf-
taten und zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/794 
COM(2023) 754 final; Ratsdok. 16204/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 19/24 
zu Drucksache 19/24 
Drucksache 19/1/245 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - In - 

- R - 

36. b) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-
rung der Verordnungen (EG) Nr. 261/2004, (EG) Nr. 1107/2006, (EU) Nr. 1177/2010, 
(EU) Nr. 181/2011 und (EU) 2021/782 in Bezug auf die Durchsetzung der Fahr- und 
Fluggastrechte in der Union 
COM(2023) 753 final; Ratsdok. 16284/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 27/24 
zu Drucksache 27/24 
Drucksache 27/1/246 
Ausschussbeteiligung - EU - AIS - U - 

- Vk - Wi - 

                                                           
5-Fz und R empfehlen Kenntnisnahme. 
6-EU, AIS, Vk und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 



37. a) Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 
die Neuzuweisung wissenschaftlicher und technischer Aufgaben an die Europäische 
Chemikalienagentur 
COM(2023) 781 final; Ratsdok. 16972/23 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 68/24 
zu Drucksache 68/24 
Drucksache 68/1/247 
Ausschussbeteiligung - EU - U - Wi - 

b) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-
rung der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 401/2009, (EU) 2017/745 und (EU) 
2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Neuzuwei-
sung wissenschaftlicher und technischer Aufgaben und die Verbesserung der Zusam-
menarbeit zwischen den Agenturen der Union im Bereich Chemikalien 
COM(2023) 783 final; Ratsdok. 16973/23 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 69/24 
zu Drucksache 69/24 
Drucksache 69/1/248 
Ausschussbeteiligung - EU - AIS - G - 

- U - Wi - 

                                                           
7-U empfiehlt Kenntnisnahme. 
8-AIS, G und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 



39. Verordnung zur Neuordnung der Vorschriften über die Verbringung von Lebensmitteln 
und Futtermitteln in die Europäische Union 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 680/23 
Drucksache 680/1/239 
Ausschussbeteiligung - AV - G - 

VI. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen: 

40. Vierte Verordnung zur Änderung der Agrar- und Fischereifonds-Informationen-Ver-
ordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 60/24 
Ausschussbeteiligung - AV - 

41. Fünfte Verordnung zur Änderung von Vorschriften zur Durchführung des gemeinschaft-
lichen Lebensmittelhygienerechts 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 61/24 
Ausschussbeteiligung - AV - G - 

44. Sechste Verordnung zur Änderung der CbCR-Ausdehnungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 57/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

                                                           
9-G empfiehlt Zustimmung ohne Änderungen. 



45. Verordnung zur Änderung von Rechtsvorschriften zur Durchführung des Bundesent-
schädigungsgesetzes 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 63/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - In - 

46. Erste Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes im Ausgleichsjahr 
2024 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 64/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

47. Verordnung zur Aktualisierung von Dokumentenmustern im Pass-, Ausweis- und aus-
länderrechtlichen Dokumentenwesen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 66/24 
zu Drucksache 66/24 
Ausschussbeteiligung - In - 

48. Verordnung zur Änderung der Zwangsverwalterverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 67/24 
Ausschussbeteiligung - R - 



VII. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen: 

50. Vorschlag des Bundesrates für die Bestellung eines Mitgliedes des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbank 

gemäß § 7 Absatz 3 Satz 2 BundesbankG 
Drucksache 250/22 
Drucksache 117/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

51. Benennung eines Mitglieds für den Beirat Deutschlandstipendium beim Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung 

gemäß § 12 StipG i.V.m.  
§ 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 StipV 
Drucksache 77/24 
Drucksache 77/1/24 
Ausschussbeteiligung - K - 

52. Wahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Rundfunkrates der Anstalt 
des öffentlichen Rechts "Deutsche Welle" 

gemäß § 31 Deutsche-Welle-Gesetz 
Drucksache 620/23 
Drucksache 620/1/23 
 

53. Bestimmung eines Mitglieds des Konjunkturrates für die öffentliche Hand 

gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2  
Nummer 3 StabG 
Drucksache 56/24 
Ausschussbeteiligung - Wi - 



59. Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds des Verwaltungsrates der An-
stalt des öffentlichen Rechts "Deutsche Welle" 

gemäß § 36 Deutsche-Welle-Gesetz 
Drucksache 631/23 
Drucksache 631/1/23 
 

61. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat bei der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen 

gemäß § 5 BEGTPG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 139/24 
 

63. Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europä-
ischen Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m.  
Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 105/24 
 

VIII. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung 
und einem Beitritt abzusehen: 

54. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 89/24 
Ausschussbeteiligung - R - 



IX. 

Von der Vorlage Kenntnis zu nehmen: 

62. Nationales Reformprogramm 2024 

Geschäftsordnungsantrag des  
Landes Hessen 
Drucksache 140/24 
Ausschussbeteiligung - EU - 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Regel 
gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung durch 
den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder nicht zu-
stimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim Deut-
schen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Entschlie-
ßung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder be-
schließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen sind 
rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Lände-
rinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommission 
direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministerien, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kompeten-
zen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvorschrift 
mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder sei-
nen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennumme-
rierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige Empfeh-
lung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese wer-
den ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfolgende 
in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, kann 
ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt dann in der 
Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident/die Bundesratspräsidentin nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Min-
derheit fest. Weitere Hinweise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bun-
desrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 
 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html


Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/doku-
mente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 142. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1042/download/1042-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1042/download/1042-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

